
 29. Juni 2026 
 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung  
Mittwoch, 01. Juli 2026 
 
 
 

T a g e s o r d n u n g  
 

zur öffentlichen Sitzung des Technischen Ausschusses 

am Dienstag, 07. Juli 2026, 

im Großen Sitzungssaal des Rathauses, Marktplatz 1, Schorndorf 

Beginn: 18:30 Uhr 

 
1. Bekanntgaben  

2. Online-Petition „Kein Biomasseheizwerk im Wohngebiet  
Grauhalde – Schulgelände und Anwohner schützen“  
– Kenntnisnahme 

Kenntnisnahme 

3. Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften  
"Grauhalde - Rehhalde" - Heizzentrale (Planbereich 28/07)  
im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB 
 
- Aufstellungsbeschluss 
- Zustimmung zur Planung 
- Frühzeitige Beteiligung 

Vorberatung 

4. Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften  
"Au" - Sondergebiet Einzelhandel und Gewerbeflächen  
Benzstraße (Planbereich 03/28) im beschleunigten Verfahren  
gem. § 13a BauGB 
 
- Aufstellungsbeschluss 
- Zustimmung zur Planung 
- Frühzeitige Beteiligung 

Vorberatung 

5. Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften  
"Rainbrunnen-Mittlere Brücke"  
- Erweiterung ASYS (Planbereich 25/35) 
 
- Aufstellungsbeschluss 
- Zustimmung zur Planung 
- Frühzeitige Beteiligung 

Vorberatung 

6. Friedhofsgebührenkalkulation 2027-2031 
Aktualisierung der Friedhofssatzung inklusive  
der Neukalkulation der Friedhofsgebühren 
und Friedhofsentwicklung 

Vorberatung 

7. Beschaffung eines Baggers Entscheidung 

8. Eigenbetrieb Stadtwerke Schorndorf Bäderbetriebe 
Nachtragswirtschaftsplan für das Jahr 2026 

Vorberatung 

9. Beschaffung Kehrmaschine Entscheidung 

10. Klimaanpassungskonzept 2026 der Stadt Schorndorf 
 

Entscheidung 
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11. Anfragen  

 
Interessierte Zuhörer/innen sind zu dieser öffentlichen Sitzung herzlich eingeladen. 

 
Schorndorf, den 29. Juni 2026 Stadt Schorndorf 

Bernd Hornikel 
Oberbürgermeister 
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Drucksache Nr. 2026/109 

 
 

 

Beratungsfolge: 

Gremium Datum Beratungszweck Öffentlichkeitsstatus 

Technischer Ausschuss 07.07.2026 Kenntnisnahme öffentlich 

Gemeinderat 23.07.2026 Kenntnisnahme öffentlich 

 

I.) 
Online-Petition „Kein Biomasseheizwerk im Wohngebiet Grauhalde – Schulgelände und 
Anwohner schützen“ – Kenntnisnahme 
 
II.) Antrag: 

Kenntnisnahme der am 29.05.2026 übergebenen Online-Petition „Kein Biomasseheizwerk im 
Wohngebiet Grauhalde – Schulgelände und Anwohner schützen“ sowie das hierzu übergebene 
Schreiben der Vertrauenspersonen. 
  

Anlage/n: 1. Anlage 1_Übergabeschreiben Petition 
2. Anlage 2_ Audruck Online Petition Stand 29.06.2026 
 

Federführender  
Fachbereich: 

Kommunales 
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III.) Sachverhalt und Begründung: 

Am 29.05.2026 wurde dem Oberbürgermeister der Stadt Schorndorf im Rathaus durch Vertrau-
enspersonen eine über das Online-Portal OpenPetition gestartete Online-Petition mit dem Titel 
„Kein Biomasseheizwerk im Wohngebiet Grauhalde – Schulgelände und Anwohner schützen“ 
übergeben. 
 
Die Petition richtet sich gegen die Errichtung eines Biomasseheizwerks im Bereich Grauhalde 
und enthält verschiedene Anliegen und Fragestellungen im Zusammenhang mit möglichen Aus-
wirkungen auf das Wohnumfeld, das Schulgelände sowie die Anwohnerinnen und Anwohner. 
Die Eingabe wurde der Stadt Schorndorf als zuständige kommunale Stelle zugeleitet. Die Ver-
waltung hat die vorgetragenen Anliegen aufgenommen und die angesprochenen Fragestellun-
gen den zuständigen Fachbereichen zur Prüfung und Vorbereitung der weiteren Beratung wei-
tergegeben. 
Die Petition Kein Biomasseheizwerk im Wohngebiet Grauhalde – Schulgelände und Anwohner 
schützen! - Online-Petition) als Ausdruck sowie das Übergabeschreiben der Vertrauensperso-
nen sind dieser Drucksache als Anlagen beigefügt. 
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IV.) Finanzielle Auswirkungen: 
 
☒  Keine finanziellen Auswirkungen 
     
Haushaltsampel: ○ Nicht im Haushalt veranschlagt oder Ergebnisverschlechterung 

 ○ Finanzielle Auswirkungen nicht bezifferbar – Risiko für den Haushalt besteht 

 ○ Im Haushalt veranschlagt oder Ergebnisverbesserung 
 

    
     

Teilfinanz- 
haushalt 

Vorige Jahre 
Aktuelles  
Haushaltsjahr 

Folgejahr Weitere Folgejahre 

Einzahlungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Auszahlungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Saldo 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

 

Teilergebnis-
haushalt 

Vorige Jahre 
Aktuelles  
Haushaltsjahr 

Folgejahr 
Folgeaufwendungen  
pro Jahr 

Erträge 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Aufwendungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Saldo 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 
     

Anlagen: ☐  Folgekostenblatt Hochbau ☐  Folgekostenblatt Tiefbau 
     

☐  im Haushalt _______veranschlagt mit folgendem Betrag:   
   

☐  VE vorhanden mit folgendem Betrag:   
   

☐  nicht im Haushalt veranschlagt oder Planüberschreitung, es liegt eine außer-/ überplanmäßige  
     Aufwendung/ Auszahlung vor. Erläuterung und Deckungsvorschlag nachfolgend: 

 

 
 
Erläuterung/ sonstige Bemerkungen: 
 
 
 
 
______________________________________________________________________ 
 
V.) Bürgerbeteiligung: 
 
☒  Es ist keine Bürgerbeteiligung erforderlich. 
 
☐  Eine Bürgerbeteiligungsmaßnahme wird durchgeführt: 
 
  Beteiligungsform/-methode:  
 
 
  Zielgruppe / Adressat: 
 
 
  Zeitrahmen / Durchführungszeitraum: 
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VI.) Klimarelevanz: 
 

Stufe 1 – Einschätzung der Klimarelevanz: Bestehen Auswirkungen auf das Klima? 

☐   Ja, positiv ☒   Keine ☐   Ja, negativ 

>> weiter mit Stufe 2 Begründung: >> weiter mit Stufe 2 

Die Kenntnisnahme der Petition an sich hat keine klimarelevanten Auswirkungen. 

 

 
 

Stufe 2 – Prüfung der Auswirkungen auf das Klima 

a) Umfang der Auswirkungen oder Menge Treibhausgas (THG)-Ausstoß in CO 2-eq. 

☐    

erhebliche Auswirkungen/ 

THG-Reduktion 

☐    

geringfügige Auswirkungen/ 

THG-Reduktion 

☐   

geringfügige Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 

☐    

erhebliche Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 

b) Dauer der Auswirkungen oder des Treibhausgas (THG)-Ausstoßes  

☐  einmalig ☐  langfristig / wiederkehrend 

c) Beschreibung der Auswirkungen auf das Klima 

 

 

 

 

 

 

 
 

Stufe 3 – Alternativen / Optimierungspotenziale (nur bei negativen Auswirkungen auf das Klima) 

 
geringfügige Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 
erhebliche Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 
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Drucksache Nr. 2026/43 

 
 

 

Beratungsfolge: 

Gremium Datum Beratungszweck Öffentlichkeitsstatus 

Technischer Ausschuss 07.07.2026 Vorberatung öffentlich 

Gemeinderat 23.07.2026 Entscheidung öffentlich 

 

I.) 
Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften "Grauhalde - Rehhalde" - 
Heizzentrale (Planbereich 28/07) im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB 
 
- Aufstellungsbeschluss 
- Zustimmung zur Planung 
- Frühzeitige Beteiligung 
 
II.) Antrag: 

a) Aufstellungsbeschluss zur teilweisen Änderung des Bebauungsplanes „Grauhalde – Reh 
halde“ für das Gebiet zwischen Jakob – Degen – Str., Krummhaarstr. und Hirschmannstr. 
(Planbereich 28/2) – in Kraft getreten am 01.03.1968 – durch den Bebauungsplan und die 
Satzung über örtliche Bauvorschriften „Grauhalde – Rehhalde“ – Heizzentrale (Planbereich 
28/07) gem. § 2 Abs. 1 BauGB und § 74 LBO. 

 
b) Durchführung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innen 

entwicklung) 
 
c) Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie Unterrichtung der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Maßgebend für die Abgrenzung des Geltungsbereichs und den Inhalt des Bebauungsplans mit 
Satzung über örtliche Bauvorschriften ist der zeichnerische Planentwurf mit textlichen Festset 
zungen des Fachbereichs Stadtentwicklung und Baurecht vom 25.06.2026. Dem Bebauungs 
plan wird die Begründung des Fachbereichs Stadtentwicklung und Baurecht vom 25.06.2026 
beigefügt. 
 
  

Anlage/n: 1. Lageplan mit Stand vom 25.06.2026 
2. Textteil mit Stand vom 25.06.2026 
3. Begründung mit Stand vom 25.06.2026 
4. Artenschutzrechtliche Relevanzuntersuchung mit Stand 

vom April 2023 
 

Federführender  
Fachbereich: 

Stadtentwicklung und Baurecht 
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III.) Sachverhalt und Begründung: 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes und der Satzung über örtliche Bauvorschriften 
„Grauhalde – Rehhalde“ – Heizzentrale (Planbereich 28/07) umfasst eine Teilfläche des Flur 
stücks 1439 auf der Gemarkung Schorndorf und hat eine Größe von ca. 3.800 m². 
 
Das Plangebiet ist im genehmigten Gemeinsamen Flächennutzungsplan 2015 Schorndorf – 
Winterbach als Gemeinbedarfsfläche Schule dargestellt. 
 
Der Flächennutzungsplan Schorndorf – Winterbach 2015 wird im Wege der Berichtigung gem.  
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst. Die Gemeinbedarfsfläche Schule wird in Fläche für Ver- 
und Entsorgung - Wärme geändert. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Schaffung planungsrechtlicher Grundlagen zur Erstellung 
einer Heizzentrale auf einer Teilfläche des Flurstücks 1439. Zu einer zuverlässigen und zu 
kunftsfähigen Nahwärmeversorgung in der Stadt Schorndorf ist die Errichtung einer Biomasse 
anlage vorgesehen. Durch die Errichtung der Heizzentrale soll die Versorgung für Teile der 
Schorndorfer Kernstadt, des Schulzentrums Grauhalde, der umliegenden Wohngebäude und 
der nahegelegenen Klinik gewährleistet werden. Die Anlage soll mit regionalen biogenen Brenn 
stoffen betrieben werden, die überwiegend aus Altholz gewonnen werden. Das Vorhaben trägt 
dazu bei, den Einsatz fossiler Energieträger in der Wärmeversorgung zu reduzieren, und leistet 
damit einen Beitrag zur Dekarbonisierung der kommunalen Wärmeversorgung. Darüber hinaus 
kann die Nutzung biogener Brennstoffe aus der Region zu einer langfristig stabileren Wärme 
versorgung beitragen. 
Die Biomasseanlage umfasst ein geschlossenes Heizwerksgebäude mit Kessel-Feuerungsan 
lage, nachgeschalteter Rauchgasreinigung, Brennstofflager mit Fördereinrichtungen sowie der 
erforderlichen Nahwärmehydraulik. Außerhalb des Heizgebäudes sind ein Wärmespeicher und 
ein Rauchgaskamin vorgesehen.  
 
Brennstoff: 
Zum Einsatz kommen biogene Brennstoffe, die überwiegend aus Altholz gewonnen werden. 
Hierzu gehören zum Beispiel Paletten aus Vollholz, Verschnitte von unbehandeltem Holz, 
Spanplatten, MDF-Paletten sowie Parkett. Ausgeschlossen sind Holzabfälle, die mit Holzschutz 
mitteln behandelt wurden oder halogenorganische Verbindungen enthalten. 
 
Als Fläche der Innenentwicklung ist eine Voraussetzung des § 13 a BauGB für ein beschleunig 
tes Verfahren erfüllt. 
Aufgrund des Verfahrens nach § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung sowie einem Um 
weltbericht abgesehen. 
 
Das Büro faktorgrün hat im April 2023 eine artenschutzrechtliche Relevanzuntersuchung er 
stellt. Dabei wurde das Habitatpotenzial für planungsrelevante Arten erfasst. Aufgrund der Er 
gebnisse der Begehung und der vorhandenen Habitatstrukturen sind keine Vorkommen arten 
schutzrechtlich relevanter Tierarten zu erwarten. 
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IV.) Finanzielle Auswirkungen: 
 
☒  Keine finanziellen Auswirkungen 
     
Haushaltsampel: ○ Nicht im Haushalt veranschlagt oder Ergebnisverschlechterung 

 ○ Finanzielle Auswirkungen nicht bezifferbar – Risiko für den Haushalt besteht 

 ● Im Haushalt veranschlagt oder Ergebnisverbesserung 
 

    
     

Teilfinanz- 
haushalt 

Vorige Jahre 
Aktuelles  
Haushaltsjahr 

Folgejahr Weitere Folgejahre 

Einzahlungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Auszahlungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Saldo 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

 

Teilergebnis-
haushalt 

Vorige Jahre 
Aktuelles  
Haushaltsjahr 

Folgejahr 
Folgeaufwendungen  
pro Jahr 

Erträge 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Aufwendungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Saldo 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 
     

Anlagen: ☐  Folgekostenblatt Hochbau ☐  Folgekostenblatt Tiefbau 
     

☐  im Haushalt _______veranschlagt mit folgendem Betrag:   
   

☐  VE vorhanden mit folgendem Betrag:   
   

☐  nicht im Haushalt veranschlagt oder Planüberschreitung, es liegt eine außer-/ überplanmäßige  
     Aufwendung/ Auszahlung vor. Erläuterung und Deckungsvorschlag nachfolgend: 

 

 
 
Erläuterung/ sonstige Bemerkungen: 
Im Teilhaushalt 08 Bauen und Stadtentwicklung fallen im aktuellen Haushaltsjahr Verwaltungs 
kosten an. Dies sind insbesondere Personalkosten für die Aufstellung des Bebauungsplans. 
Deren Höhe kann derzeit nicht beziffert werden. 
 
 
______________________________________________________________________ 
 
V.) Bürgerbeteiligung: 
 
☒  Es ist keine Bürgerbeteiligung erforderlich. 
 
☐  Eine Bürgerbeteiligungsmaßnahme wird durchgeführt: 
 
  Beteiligungsform/-methode:  
 
 
  Zielgruppe / Adressat: 
 
 
  Zeitrahmen / Durchführungszeitraum: 
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VI.) Klimarelevanz: 
 

Stufe 1 – Einschätzung der Klimarelevanz: Bestehen Auswirkungen auf das Klima? 

☒   Ja, positiv ☐   Keine ☒   Ja, negativ 

>> weiter mit Stufe 2 Begründung: >> weiter mit Stufe 2 

 

 

 
 

Stufe 2 – Prüfung der Auswirkungen auf das Klima 

a) Umfang der Auswirkungen oder Menge Treibhausgas (THG)-Ausstoß in CO 2-eq. 

☒    

erhebliche Auswirkungen/ 

THG-Reduktion 

☐    

geringfügige Auswirkungen/ 

THG-Reduktion 

☐   

geringfügige Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 

☒    

erhebliche Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 

b) Dauer der Auswirkungen oder des Treibhausgas (THG)-Ausstoßes  

☐  einmalig ☒   langfristig / wiederkehrend 

c) Beschreibung der Auswirkungen auf das Klima 

Beim Bau von Gebäuden werden in der Regel Treibhausgase freigesetzt. Dies geschieht durch den Ver 

brauch von Ressourcen in Form von Rohstoffen wie z.B. Stahl, Beton oder Zement. Auch bei der Herstel 

lung dieser Baumaterialien werden Treibhausgase freigesetzt. Darüber hinaus sind Baustellen sehr ener 

gieintensiv, da die Baumaschinen in der Regel auf Basis fossiler Brennstoffe laufen. Zusätzlich wird durch 

das neue Gebäude Fläche versiegelt. Allerdings ist jedoch auch anzumerken, dass durch die Biomasse 

anlage und die Nutzung regionaler biogener Brennstoffe langfristig Emissionen gesenkt werden. Somit er 

geben sich in der Bilanz durch den Bau der Heizzentrale sowohl negative als auch positive Auswirkungen 

auf das Klima.  

 

 

 

 

 
 

Stufe 3 – Alternativen / Optimierungspotenziale (nur bei negativen Auswirkungen auf das Klima) 

 
geringfügige Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 
erhebliche Auswirkungen/ 

THG-Erhöhung 
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BPL „Grauhalde - Rehhalde“ (Planbereich 28/07)
Heizzentrale

Fachbereich Stadtentwicklung und Baurecht
Stand vom 25.06.2026



Neben  den  zeichnerischen  Festsetzungen  des  Bebauungsplans  „Grauhalde  -  Rehhalde“  – 
Heizzentrale (Planbereich 28/07) gelten folgende Vorschriften: 

 
A.    BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN     
 
1. Art der baulichen Nutzung:             § 9 Abs. 1 BauGB 

Versorgungsfläche                                                                                     § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB  
Innerhalb der Versorgungsfläche „Heizzentrale“ ist die Errichtung und der Betrieb einer 
Heizzentrale mit all den erforderlichen, zugehörigen Anlagen und Einrichtungen allgemein 
zulässig. Zufahrten, Wege, betriebsbedingte Anlagen (wie z.B. Zäune, Lager) sind ebenfalls 
allgemein zulässig. 
 

2. Maß der baulichen Nutzung:      § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
2.1 Gebäudehöhe:            § 16 Abs. 2 BauNVO 

Im Bebauungsplan wird die Höhe der baulichen Anlagen mit der maximalen Gebäudeoberkante 
(GOK max.) auf 15,50 m festgesetzt. Bezugshöhe ist 283,00 m ü. NN. Ausnahmsweise kann für 
eine Fläche von 25 m² die Gebäudehöhe um 14,50 m überschritten werden. Die Höhe der 
Gebäude darf durch technische Anlagen, wie z.B. Kühlaggregate u.ä. überschritten werden. 
 

2.2 Grundflächenzahl:                                                                                                  § 19 BauNVO 
Für die Versorgungsfläche wird die Obergrenze der Grundflächenzahl mit 0,9 festgesetzt. 
 

3. Bauweise:                                                    § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 2 BauNVO 
Innerhalb der Versorgungsfläche wird eine offene Bauweise (o) festgesetzt. 

 
4. Überbaubare Grundstücksfläche:    § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt. 
Ausnahmen für untergeordnete Bauteile gem. § 23 Abs. 3 BauNVO sind zulässig. 
 

5. Führung von Versorgungsleitungen      § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 
Die Führung von oberirdischen Versorgungsleitungen ist unzulässig. 

 
6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur                § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
Außenbeleuchtung 
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Tierarten (insbesondere Insekten und 
Fledermäuse) sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche, artenschutzgerechte und 
abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. Zulässig 
sind UV-freie, warmweiße Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur von max. 3.000 Kelvin. Die 
Leuchten sind so auszuführen, dass: 
- eine gerichtete, blendfreie und nach unten ausgerichtete Lichtabstrahlung erfolgt (keine 

Abstrahlung über den Horizont), 
- das Leuchtengehäuse staubdicht und geschlossen ist, um das Eindringen von Insekten zu 

verhindern, 
- die Oberflächentemperatur des Leuchtengehäuses 40 °C nicht überschreitet. 

 
7. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen                        § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

Bepflanzungen:                                                                                      
Pflanzgebot (pfg) – Grünfläche 
Die als pfg gekennzeichnete Fläche ist weiterhin als Grünfläche zu erhalten. Das 
Anpflanzen von Sträuchern und Bäumen ist zulässig. 
 

8. Anpflanzbindung von Bäumen                                                            § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
Pflanzbindung (pfb) – Einzelbäume 
Die im Lageplan als pfb gekennzeichnete Bäume sind zu erhalten und bei 
Abgang zu ersetzen. (A - Ahorn, B - Birke.) 

 
 



B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN                                                    § 9 Abs. 4 BauGB, § 74 LBO 
 

1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen:  § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 
Die Dächer der Gebäude sind, soweit es sich um flach geneigte Dächer bis 
ca. 18° Dachneigung handelt, mit einer extensiven Dachbegrünung und einer 
mind. 12 cm Substratmächtigkeit zu versehen. 

 
2. Werbeanlagen:  § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO 
2.1 Werbeanlagen dürfen nur an der Stätte der Leistung und nur an  

den Wänden angebracht werden. 
 

2.2 Pro Grundstück ist eine freistehende Werbeanlage mit max. 10,00 m Höhe zulässig. Dabei sind 
an maximal drei Seiten Werbeflächen mit jeweils 3 m² Fläche zulässig. 

 
Unzulässig sind: 

- Werbeanlagen mit wechselndem und bewegtem Licht 
- Werbeanlagen auf dem Dach 
- Großflächige Werbeanlagen über 15 m² 

 
2.3 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Tierarten (insbesondere Insekten und 

Fledermäuse) sind für Außenbeleuchtung insektenfreundliche, artenschutzgerechte und 
abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. Zulässig 
sind UV-freie, warmweiße Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur von max. 3.000 Kelvin. 
 

3. Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke:  § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge sowie deren notwendige Zufahrten sind in 
wasserdurchlässiger Ausführung (z.B. Schotterrasen, Rasengittersteine, 
Feinschotter usw.) herzustellen. 

 
 

C. HINWEISE 
1. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die 

Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das 
Landratsamt Rems-Murr-Kreis als Untere Wasserbehörde zu benachrichtigen.  
Das Merkblatt des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis „Bauen im Grundwasser“ ist zu 
beachten. 
 

2. Jede Grundwasserhaltung im Zuge einer Baumaßnahme bedarf unabhängig von der 
Menge und Dauer der behördlichen Zustimmung. 
 

3. Das Einlegen von Drainagen zur dauerhaften Grundwasserableitung nach Abschluss 
der Bauarbeiten ist nicht zulässig. 

 
4. Auf das Wassergesetz für Baden-Württemberg und der zugehörigen Verordnung über 

die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser wird hingewiesen. Dazu ist das 
Hinweisblatt Nr. 8 „Speicherung von Regenwasser für Brauchwasserzwecke“ und 
Nr. 25 „Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser“ des Landratsamtes Rems-
Murr-Kreis zu beachten. 

 
5. Werden im Zuge von Baumaßnahmen bisher unbekannte Altlasten oder 

Bodenverunreinigungen aufgefunden, sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen und 
das Landratsamt Rems-Murr-Kreis, Fachbereich Technik des Umweltschutzamtes, 
sowie das Gesundheitsamt unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Des Weiteren wird auf 
das Merkblatt des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ 
verwiesen. 

 
6. Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen ist sparsam und schonend mit 

dem Boden umzugehen. Beeinträchtigungen des Bodens sind auf das unvermeidbare 
Maß zu beschränken. Für den Bodenaushub soll ein Erdmassenausgleich angestrebt 
werden. Auffüllungen mit Abbruchmaterial oder sonstigen Abfällen sind unzulässig. Auf 



die Empfehlungen des Umweltministeriums Baden-Württemberg zur „Erhaltung 
fruchtbaren und kulturfähigen Bodens bei Flächeninanspruchnahmen“ (Stuttgart, 1994) 
wird hingewiesen. 

 
Das nachfolgend aufgeführte Merkblatt des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis 
„Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ ist zu beachten. 
1. Durch fast jede Baumaßnahme werden Böden als Baugrund in Anspruch genommen 
und verlieren dabei weitgehend ihre ökologischen Bodenfunktionen. Bei der Planung 
und Ausführung von Bauvorhaben muss deshalb insbesondere auf einen sparsamen 
und schonenden Umgang mit dem Boden geachtet werden. Hierbei sind die 
Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) sowie des Landes-
Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) zu berücksichtigen. 
2. Unbelasteter, verwertbarer Erdaushub ist vorrangig einer technischen Verwertung 
zuzuführen. Dadurch werden sowohl wertvolle Rohstoffvorräte, als auch knapper 
werdendes Deponievolumen geschont. Bei größeren Aushubmengen ist eine 
Verwertungskonzeption zu erstellen und dem Landratsamt vorzulegen. Einer „Vor-Ort-
Verwertung“ ist grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Erfordernis ist bereits in 
der Planungsphase (z.B. Minimierung der Einbindetiefen, Massenausgleich) Rechnung 
zu tragen. Ein Entsorgen des Bodens durch Deponierung ist nur in Ausnahmefällen 
zulässig. 
3. Zu Beginn der Baumaßnahme ist der Oberboden (humoser Boden) sauber 
abzuschieben und vom übrigen Erdaushub bis zur weiteren Verwertung getrennt 
fachgerecht zu lagern. Weiterer Erdaushub unterschiedlicher Eignung ist separat in 
Lagen auszubauen und spezifisch zu verwerten. 
4. Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte, unvermeidliche 
Bodenbelastungen (z.B. Schadverdichtungen) auf das engere Baufeld beschränkt 
bleiben. Dazu sollte nur bei trockenen Witterungs- und Bodenbedingungen gearbeitet 
werden. Schadverdichtungen in später begrünten Bereichen sind am Ende der 
Bauarbeiten zu beseitigen (z.B. Tieflockerung). Baustoffe, Baustellenabfälle und 
Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit 
Bodenmaterial ausgeschlossen werden. 
5. Werden im Zuge der Bauarbeiten unerwartet Bodenverunreinigungen bzw. 
schädliche Bodenveränderungen angetroffen, ist unverzüglich das Landratsamt, Amt für 
Umweltschutz, zu benachrichtigen. Schadstoffbelastete Böden sind von verwertbarem 
Erdaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder ordnungsgemäßen Entsorgung 
zuzuführen. 
6. Für den Umgang mit Böden, die für eine bodennahe Verwertung bzw. Erdauffüllung 
vorgesehen sind, gelten die Vorgaben aus DIN 19731 und der Vollzugshilfe zu § 12 der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV). Auf das Merkblatt 
„Erdauffüllungen“ des Landratsamtes wird hingewiesen. Grundlage für die Beurteilung 
von Böden zur Nutzung bzw. Verwertung sind die BBodSchV sowie die 
Verwaltungsvorschrift „Verwertung von als Abfall eingestuften Bodenmaterial“ des 
Umweltministeriums des Landes Baden-Württemberg vom 14.03.2007. 
7. Eine bodenkundliche Baubegleitung durch einen geeigneten Sachverständigen hilft, 
die Vorgaben zum Bodenschutz bestmöglich in den Baustellenablauf zu integrieren und 
erleichtert die optimalen Umsetzungen von Maßnahmen zum Bodenschutz. 
 

7. Durch Baumaßnahmen bedingte Bodenverdichtungen sind auf ein Minimum zu 
beschränken. Verdichtete Bereiche sind nach Abschluss der Bauarbeiten durch 
geeignete Maßnahmen wieder wirkungsvoll zu lockern. Bei erforderlichen 
Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterboden des 
Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für 
Auffüllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. Baustoffe, 
Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. 
Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 



 
8. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können archäologische Bodenfunde nicht 

ausgeschlossen werden. Bei Funden ist unverzüglich die Denkmalschutzbehörde gem. 
§ 20 DSchG zu benachrichtigen. Auf die Genehmigungspflicht bei Zerstörung, 
Beseitigung und Entfernung von Bodendenkmalen gem. § 8 DSchG wird hingewiesen. 
 

9. Bei allen Baumaßnahmen im Bereich von Bäumen und schützenswerten 
Pflanzenbeständen sind alle erforderlichen Schutzmaßnahmen mit besonderer Sorgfalt 
durchzuführen, um ihren Erhalt zu sichern. Auf die DIN 18920, die ZTV-Baum und das 
Naturschutzgesetz Baden-Württemberg wird besonders hingewiesen. Das Befahren 
des Wurzeltellers und das Lagern von Material sind zu unterlassen. 
 

10. Anlage und Betrieb der Baustelleneinrichtung sind auf ein möglichst kleines Areal 
(befestigte Fläche) zu beschränken. Auf unbefestigten Flächen ist das Lagern und 
Verwenden von Öl, Benzin und Schmierstoffen nicht erlaubt. Grünflächen sind nach 
Ende der Bauphase wieder als Grünflächen herzustellen. Flurstücke der freien 
Landschaft insbesondere Streuobstwiesen dürfen nicht zur Baustelleneinrichtung 
herangezogen werden. 
 

11. Bei Anpflanzung von Pflanzen übernimmt die Stadt Schorndorf keine Verantwortung für 
eventuelle gesundheitliche Gefährdungen bei deren Verzehr oder Berührung. 
 

12. Eingriffe in vorhandene Gehölz- und Vegetationsbestände sind außerhalb der Brutzeit 
in einem Zeitraum ab 01. Oktober bis Ende Februar zulässig. Das gerodete Astwerk 
muss innerhalb dieses Zeitraums abgeräumt werden. 
 

13. Beim Bau und Betrieb von Zisternen ist das Merkblatt „Speicherung von Regenwasser 
für Brauchwasserzwecke“ des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis bei allen Erdarbeiten zu 
beachten (Download unter www.rems-murr-kreis.de – Landratsamt Politik – 
Bürgerservice – Online-Service – Formulare – Umweltschutz). 
 

14. Leuchten sind so auszuführen, dass die Anbringungshöhe möglichst niedrig gewählt 
wird, um Lichtimmissionen zu minimieren. Die Beleuchtung ist auf das unbedingt 
notwendige Maß zu beschränken. Eine Anstrahlung oder Beleuchtung baulicher 
Anlagen, ist nicht zulässig, auch nicht während der Bauphase. Ausgenommen sind 
Werbeanlagen gemäß der Festsetzung B.2. Es sind die gesetzlichen Regelungen des 
§ 21 Landesnaturschutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG BW) in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten. 
 

15. Die Grundstückseigentümer haben das Aufstellen von Beleuchtungskörpern der 
Straßenbeleuchtung einschließlich des Zubehörs, sowie Kennzeichen und 
Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf ihren Grundstücken bis zu einer 
Grundstückstiefe von 0,5 m zu dulden (§ 126 Abs. 1 BauGB). 
 

16. Das Aufstellen von Verteilerkästen, die zur Versorgung des Gebietes notwendig sind, ist 
von den Eigentümern auf ihren Grundstücken bis zu einer Grundstückstiefe von 1,5 m 
zu dulden. 
 

17. Die für die Herstellung der Verkehrsflächen erforderlichen Aufschüttungen und 
Abgrabungen sowie Böschungen und Stützmauern sind von den Angrenzern auf deren 
Grundstücken bis zu einer Tiefe von 1,0 m zu dulden. 
 

18. Die aktive und passive Nutzung von Solarenergie wird im Sinne einer nachhaltigen und 
ressourcenschonenden Bebauung empfohlen. 

 
19. Als Plangrundlage für eventuell notwendige Schutzmaßnahmen wird auf die 

Starkregengefahrenkarte www.starkregengefahr.de (Karte Rems) verwiesen. Von 
Seiten der Grundstückseigentümer wäre zu prüfen, ob gegebenenfalls 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen sind, um bei einem solchen Szenario Schäden 
abzuwehren. 

 
  



D. RECHTSGRUNDLAGEN 
 

1. Baugesetzbuch BauGB 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348). 

2. Baunutzungsverordnung BauNVO 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

3. Planzeichenverordnung PlanZV 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 Nr. 189). 

4. Landesbauordnung für Baden-Württemberg LBO 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBl. S. 358, ber. S. 416) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 18.03.2025 (GBl. S. 25). 
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1. Plangebiet 
 
1.1 Lage 
 Das Plangebiet liegt im Süden von Schorndorf, zwischen der Jakob-Degen-

Straße und dem Rehhaldenweg. 
 
1.2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes und der Satzung über örtliche Bau-
vorschriften "Grauhalde - Rehhalde" – Heizzentrale (Planbereich 28/07) umfasst 
eine Teilfläche des Flurstücks 1439 auf der Gemarkung Schorndorf  und hat eine 
Größe von ca. 3.800 m². 

 
2. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan, § 8 Abs. 2 - 4 BauGB 

Das Plangebiet ist im genehmigten Gemeinsamen Flächennutzungsplan 2015 
Schorndorf - Winterbach als Gemeinbedarfsfläche Schule dargestellt. 
 
Der Flächennutzungsplan Schorndorf – Winterbach 2015 wird im Wege der Be-
richtigung gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst. Die Gemeinbedarfsfläche 
Schule wird in Fläche für Ver- und Entsorgung - Wärme geändert. 

 
3. Planungserfordernis - Ziel und Zweck der Planung 

Ziel und Zweck der Planung ist die Schaffung planungsrechtlicher Grundlagen 
zur Erstellung einer Heizzentrale. Zu einer zuverlässigen und zukunftsfähigen 
Nahwärmeversorgung in der Stadt Schorndorf ist die Errichtung einer Biomasse-
anlage vorgesehen. Die Anlage soll mit regionalen biogenen Brennstoffen betrie-
ben werden, die überwiegend aus Altholz gewonnen werden. Das Vorhaben trägt 
dazu bei, den Einsatz fossiler Energieträger in der Wärmeversorgung zu reduzie-
ren, und leistet damit einen Beitrag zur Dekarbonisierung der kommunalen Wär-
meversorgung. Darüber hinaus kann die Nutzung biogener Brennstoffe die Ab-
hängigkeit von Preisentwicklungen auf den internationalen Märkten für fossile 
Energieträger verringern und damit zu einer langfristig stabileren Wärmeversor-
gung beitragen. Die Biomasseanlage umfasst ein Heizwerksgebäude mit Kessel-
Feuerungsanlage, nachgeschalteter Rauchgasreinigung, Brennstofflager mit 
Fördereinrichtungen sowie der erforderlichen Nahwärmehydraulik. Außerhalb 
des Heizgebäudes sind ein Wärmespeicher und ein Rauchgaskamin vorgese-
hen. Durch die Errichtung der Heizzentrale soll die Versorgung für Teile der 
Schorndorfer Kernstadt, des Schulzentrums Grauhalde, die umliegenden Wohn-
gebäuden und der nahgelegenen Klinik gewährleistet werden. 
 
Brennstoff: 
Zum Einsatz kommen biogene Brennstoffe, die überwiegend aus Altholz gewon-
nen werden. Hierzu gehören zum Beispiel Paletten aus Vollholz, Verschnitte von 
unbehandeltem Holz, Spanplatten, MDF-Paletten sowie Parkett. Ausgeschlossen 
sind Holzabfälle, die mit Holzschutzmitteln behandelt wurden oder halogenorga-
nische Verbindungen enthalten. 
 

4. Aufstellung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
Die Aufstellung des Bebauungsplans soll als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB erfolgen. Der bereits be-
stehende Bebauungsplan „Grauhalde - Rehhalde“ (Planbereich 28/2) in Kraft ge-
treten am 01.03.1968 soll durch den Bebauungsplan und die Satzung über örtli-
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che Bauvorschriften „Grauhalde - Rehhalde“ - Heizzentrale (Planbereich 28/07), 
im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB, geändert werden. 
Als Fläche der Innenentwicklung ist eine Voraussetzung des § 13a BauGB für ein 
beschleunigtes Verfahren erfüllt. 

Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO liegt unter 
20.000 m². Es werden keine weiteren Bebauungspläne im engen sachlichen, 
räumlichen oder zeitlichen Zusammenhang aufgestellt und durch den Bebau-
ungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es bestehen kei-
ne Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in §1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB ge-
nannten Schutzgüter ("Natura 2000-Gebiete") oder dafür, dass bei der Planung 
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Un-
fällen nach § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu beach-
ten sind. Die Voraussetzungen für einen Bebauungsplan der Innenentwicklung 
gem. § 13a BauGB sind somit gegeben. 
 

5. Bestehende Rechtsverhältnisse und Bestand 
Der bestehende Bebauungsplan "Grauhalde - Rehhalde" für das Gebiet zwi-
schen Jakob-Degen-Str., Krummhaarstr. und Hirschmannstr. (Planbereich 
28/02), in Kraft getreten am 01.03.1968 gilt im Bereich zwischen der Jakob – De-
gen- Straße dem Rehhaldenweg und der Krummhaarstraße und legt eine Ge-
meinbedarfsfläche Schule fest. Es wird eine Grundflächenzahl von 0,4, eine Voll-
geschosszahl von vier und eine Baumassenzahl von 3,0 festgesetzt. Des Weite-
ren wird eine besondere Bauweise festgesetzt. Es wird eine offene Bauweise mit 
Gebäudelängen bis max. 100 m zugelassen. 
 

6. Erläuterung der Planfestsetzungen 
Das Gebiet wird als Versorgungsfläche – Heizzentrale ausgewiesen. Es wird ei-
ne Grundflächenzahl von 0,9 festgesetzt und die maximale Gebäudehöhe wird 
auf 15,50 m begrenzt. Bezugshöhe ist 283,00 m ü. NN. Ausnahmsweise kann für 
eine Fläche von ca. 25 m² die Gebäudehöhe um ca. 14,50 m überschritten wer-
den. Auf dieser Fläche soll ein Kamin errichtet werden. Die überbaubare Fläche 
wird durch Baugrenzen festgesetzt. Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. 
Die GRZ von 0,9 ergibt sich aus der kompakten Grundstücksgröße. So sollen 
von der benachbarte Gemeinbedarfsfläche möglichst wenig Fläche für die Heiz-
zentrale in Anspruch genommen werden und Entwicklungsmöglichkeiten für die 
Schulnutzung erhalten bleiben. 
 
Durch den Erhalt des Baumbestandes entlang der Jakob-Degen-Straße wird eine 
optische Abgrenzung zu den Wohngebäuden auf der anderen Straßenseite ge-
schaffen. 
 
Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insekten-
freundliche (z.B. geringe Lockwirkung, Grundausrichtung von oben nach unten, 
insektendicht) und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der 
Technik zu verwenden. Die Beleuchtung ist so zu gestalten, dass angrenzende 
Grundstücke nicht angestrahlt werden. Für Außenfassaden ist eine insektenver-
trägliche, streulichtarme Beleuchtung mit LEDs in warmweiß zu unterhalten. 
Um Insekten nicht zu beeinträchtigen sind Werbeanlagen und Außenbeleuchtun-
gen mit LEDs in warmweiß zu verwenden. Werbeanlagen mit wechselndem oder 
bewegtem Licht sind unzulässig. 
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7. Erschließung 

Die Haupterschließung des Plangebiets erfolgt über die Jakob-Degen-Straße, 
somit ist die Erschließung vorhanden und als gesichert anzusehen. 
Die Zu- und Abfahrt ist über den Rehhaldenweg vorgesehen. Eine Wendemög-
lichkeit für Fahrzeuge wird innerhalb des Geltungsbereichs errichtet. 

 
8. Umweltbelange 

Aufgrund des Verfahrens nach § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung so-
wie einem Umweltbericht abgesehen. 
 
Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind 
gelten, als im Sinne des §1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt oder zulässig. 
 
Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 
7 b BauGB genannten Schutzgüter („Natura 2000 Gebiete“). 
 
Um den Belangen des Umweltschutzes Rechnung zu tragen, wird bei einem 
flach geneigten Dach bis 18° Dachneigung eine extensive Dachbegrünung mit 
einer Substratmächtigkeit von mind. 12 cm gefordert. 

 
Das Büro faktorgrün hat im April 2023 eine artenschutzrechtliche Relevanzunter-
suchung erstellt, dabei wurde das Habitatpotenzial für planungsrelevante Arten 
erfasst. Aufgrund der Ergebnisse der Begehung und der vorhandenen Habi-
tatstrukturen sind keine Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tierarten zu 
erwarten. 
 
Die Bäume auf der Wiese ringsum die asphaltierte Fläche weisen keine Baum-
höhlen auf. Auch sonst befinden sich keine geeigneten Fortpflanzungsstätten 
planungsrelevanter Brutvogelarten im Plangebiet. Mögliche Vorkommen von Fle-
dermäusen beschränken sich auf Strukturen, die außerhalb der vorläufig gesetz-
ten Grenzen des Plangebiets liegen. Für andere Artengruppen (z.B. Amphibien, 
Reptilien, Libellen, Weichtiere, Pflanzen) fehlen geeignete Habitatstrukturen, so 
dass für diese Arten kein vertiefender Untersuchungsbedarf besteht. 
 
Entsprechend der Ergebnisse der Relevanzprüfung kann das Eintreten arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände unter Berücksichtigung gesetzlich vorge-
gebener Vermeidungsmaßnahmen (Rodungszeitraum gem. § 39 BNatSchG Abs. 
5 Nr. 2) mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. 
 

9. Hochwasser 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb einer Hochwasserfläche. 
 

10. Starkregen 
Laut Starkregengefahrenkarte ist der Planbereich bei seltenem und außerge-
wöhnlichem Starkregen nur geringfügig betroffen. Der Regenfluss läuft in diesem 
Fall entlang der Jakob-Degen-Straße. Im Extremfall läuft das Regenwasser vom 
Georg-Schienlin-Weg auf das Plangebiet. 
 

11. Altlasten 
Auf dem Grundstück befinden sich keine Altlasten. 
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12. Schutzgebiete 
Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete sowie geschützte Landschaftsbe-
standteile sind nicht betroffen. 
 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes. 
 

13. Kosten 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes entstehen der Stadt Schorndorf, 
außer Verfahrenskosten keine Kosten. 

 
Schorndorf, den 25.06.2026 
Fachbereich Stadtentwicklung und Baurecht 
 
 
I. Weber 
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1. Anlass und Gebietsübersicht 

Anlass Die Stadt Schorndorf plant den Bau einer Heizzentrale auf dem Flur-
stück 1439. Das Flurstück umfasst bereits mehrere Schulgebäude und 
zwei  Sportplätze.  Westlich  des  größeren  Sportplatzes  befindet  sich 
eine  asphaltierte  Fläche,  die  noch  keiner  Nutzung  zugeführt  wurde. 
Plan der Bebauung ist, die Heizzentrale mit 400 m² (ein 20x20 m Ge-
bäude mit drei Schornsteinen) auf der asphaltierten Fläche zu errich-
ten,  um  Eingriffe  in  die  Natur  möglichst  gering  zu  halten  und  keine 
Bäume abholzen zu müssen. Um mögliche artenschutzrechtliche Kon-
fliktpotenziale frühzeitig zu erkennen, die im Falle einer baulichen Ent-
wicklung der Versorgungseinheit entstehen können, wurde eine arten-
schutzrechtliche Relevanzprüfung in Auftrag gegeben. 

Lage des Plangebiets Das Plangebiet weist eine geschätzte Größe von ca. 4.000 m² auf und 
befindet sich in Schorndorf zwischen den Verkehrswegen Jakob-De-
gen-Straße  und  Rehhaldenweg.  Auf  dem  Gelände  befindet  sich  ein 
Schulkomplex  mit  einer  Hauptschule,  einer  Realschule  und  einem 
Gymnasium  sowie  zwei  Sporthallen  mit  einem  kleinen  und  großen 
Sportplatz (s. Abb. 1).  

 

 
Abb. 1: Lage des Plangebietes (in rot) 

 

Die geplante Bebauung grenzt im Süden an einen Parkplatz, im Osten 
an den großen Sportplatz und wird im Westen von der Jakob-Degen-
Straße umrahmt. In direkter Nähe liegt um die asphaltierte Fläche eine 
Wiese, die von Bäumen (Ahorn, Streuobst) bestanden wird. An die As-
phaltfläche (ca. 700 m²) schließt außerdem ein kleines Beet an sowie 
ein Schulgebäude. Die vorläufigen Gebietsgrenzen sind in Abb. 2 dar-
gestellt. 



 
  

 

Stadt Schorndorf, Bebauungsplangebiet „Grauhalde – Heizzentrale in Schorndorf“, Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung  2 
Stand: 12.04.2023  

 

Abb. 2: vorläufige Abgrenzung des Plangebietes (in schwarz), Quelle: Stadt Schorndorf 
 
 

2. Rahmenbedingungen und Methodik 

2.1 Rechtliche Grundlagen 

Zu prüfende Verbotstatbe-
stände 

Ziel des besonderen Artenschutzes sind die nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 
14  BNatSchG  besonders  und  streng  geschützten  Arten,  wobei  die 
streng geschützten Arten eine Teilmenge der besonders geschützten 
Arten darstellen. Maßgeblich für die artenschutzrechtliche Prüfung sind 
die  artenschutzrechtlichen  Verbote  des  §  44  Abs.  1  BNatSchG,  die 
durch § 44 Abs. 5 BNatSchG eingeschränkt werden. 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustel-
len, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
ren, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäi-
schen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs-  und  Wanderungszeiten  erheblich  zu  stören;  eine 
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erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhal-
tungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der beson-
ders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Stand-
orte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Neben diesen Zugriffsverboten gelten Besitz- und Vermarktungsver-
bote. 

Anwendungsbereich Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten bei Eingriffen im Bereich des Bau-
rechts und bei nach § 17 Abs. 1 oder 3 BNatSchG zugelassenen Ein-
griffen in Natur und Landschaft die aufgeführten Verbotstatbestände 
nur für nach europäischem Recht geschützten Arten, d. h. die in An-
hang IV der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG, FFH-RL) aufgeführ-
ten  Arten  und  die  europäischen  Vogelarten.  In  der  hier  vorgelegten 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung werden daher nur diese Ar-
ten behandelt. 

In einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG können 
zusätzlich sogenannte „Verantwortungsarten“ bestimmt werden, die in 
gleicher Weise wie die o.g. Arten zu behandeln wären. Da eine solche 
Rechtsverordnung bisher nicht vorliegt, ergeben sich hieraus aktuell 
noch keine zu berücksichtigen Arten. 

Tötungs- und Verletzungs-
verbot 

Es liegt dann kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG vor, wenn durch den Eingriff / das Vorhaben das Tötungs- 
und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signi-
fikant erhöht wird und zugleich diese Beeinträchtigung nicht vermieden 
werden kann. Ebenfalls liegt dieser Verbotstatbestand nicht vor, wenn 
Tiere im Rahmen einer Maßnahme, die auf ihren Schutz vor Tötung / 
Verletzung und der Verbringung in eine CEF-Fläche dient, unvermeid-
bar beeinträchtigt werden. 

Vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen 
(CEF-Maßnahmen) 

Es liegt dann kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff 
betroffenen  Fortpflanzungs-  und  Ruhestätten  im  räumlichen  Zusam-
menhang weiterhin erfüllt ist. Gegebenenfalls können hierfür auch vor-
gezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) festgelegt wer-
den. Die Wirksamkeit von CEF-Maßnahmen muss zum Zeitpunkt des 
Eingriffs gegeben sein, um die Habitatkontinuität sicherzustellen. Da 
CEF-Maßnahmen ihre Funktion häufig erst nach einer Entwicklungs-
zeit in vollem Umfang erfüllen können, ist für die Planung und Umset-
zung von CEF-Maßnahmen ein zeitlicher Vorlauf einzuplanen. 

Ausnahme Wenn ein Eingriffsvorhaben bzw. die Festsetzungen eines Bebauungs-
planes dazu führen, dass Verbotstatbestände eintreten, ist die Planung 
grundsätzlich unzulässig. Es ist jedoch nach § 45 BNatSchG eine Aus-
nahme von den Verboten möglich, wenn: 

•  zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses vor-
liegen 
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•  und es keine zumutbaren Alternativen gibt 

•  und der günstige Erhaltungszustand für die Populationen von FFH-
Arten trotz des Eingriffs gewährleistet bleibt bzw. sich der Erhal-
tungszustand  für die Populationen  von Vogelarten  nicht  ver-
schlechtert,  z. B.  durch  Maßnahmen  zur  Sicherung  des  Erhal-
tungszustands in der Region (FCS-Maßnahmen). 

 

2.2 Methodische Vorgehensweise 

2.2.1 Schematische Abfolge der Prüfschritte 

Grobgliederung Die artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt in zwei Phasen:  

1. Relevanzprüfung: In Phase 1 wird untersucht, für welche nach Ar-
tenschutzrecht  zu  berücksichtigenden  Arten  eine  Betroffenheit 
frühzeitig  mit  geringem  Untersuchungsaufwand  ausgeschlossen 
werden kann bzw. welche weiter zu untersuchen sind. In vielen Fäl-
len kann in dieser Prüfstufe bereits ein Großteil der Arten ausge-
schieden werden. 

2. Vertiefende artenschutzrechtliche Untersuchung derjenigen Arten, 
deren  mögliche  Betroffenheit  im  Rahmen  der  Relevanzprüfung 
nicht ausgeschlossen werden konnte, in zwei Schritten:  

− Bestandserfassung der Arten im Gelände 

− Prüfung der Verbotstatbestände für die im Gebiet nachgewiese-
nen, artenschutzrechtlich relevanten Arten. 

Relevanzprüfung In der Relevanzprüfung kommen folgende Kriterien zur Anwendung:  

•  Habitatpotenzialanalyse:  Auf  Grundlage  einer  Erfassung  der  am 
Eingriffsort  bestehenden  Habitatstrukturen  wird  anhand  der  be-
kannten Lebensraumansprüche der Arten - und ggfs. unter Berück-
sichtigung  vor  Ort  bestehender  Störfaktoren  -  analysiert,  welche 
Arten am Eingriffsort vorkommen könnten. 

•  Prüfung  der  geographischen  Verbreitung,  z.B.  mittels  der  Arten-
steckbriefe der LUBW, der Brut-Verbreitungskarten der Ornitholo-
gischen  Gesellschaft  Baden-Württemberg  OGBW,  Literatur-  und 
Datenbankrecherche (z.B. ornitho.de), Abfrage des Zielartenkon-
zepts (ZAK) der LUBW, evtl. auch mittels vorhandener Kartierun-
gen und Zufallsfunden aus dem lokalen Umfeld. Damit wird geklärt, 
ob die Arten, die hinsichtlich der gegebenen Biotopstrukturen auf-
treten könnten, im Plangebiet aufgrund ihrer Verbreitung überhaupt 
vorkommen können. 

•  Prüfung der Vorhabensempfindlichkeit: Für die dann noch verblei-
benden  relevanten  Arten  wird fachgutachterlich  eingeschätzt,  ob 
für die Arten überhaupt eine vorhabenspezifische Wirkungsemp-
findlichkeit  besteht.  Dabei  sind  frühzeitige  Vermeidungsmaßnah-
men – im Sinne von einfachen Maßnahmen, mit denen Verbotstat-
bestände vorab und mit hinreichender Gewissheit ausgeschlossen 
werden können – zu berücksichtigen. 

Durch die Relevanzprüfung wird das Artenspektrum der weiter zu ver-
folgenden Arten i.d.R. deutlich reduziert. Mit den verbleibenden Arten 
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wird nachfolgend die "detaillierte artenschutzrechtliche Untersuchung" 
durchgeführt (s.u.). Soweit in der Relevanzprüfung bereits eine projekt-
spezifische  Betroffenheit  aller  artenschutzrechtlich  relevanten  Arten 
ausgeschlossen werden kann, endet die Prüfung. Die nachfolgenden 
Prüfschritte sind dann nicht mehr erforderlich. 

Vertiefende artenschutz-
rechtliche Untersuchung – 
Teil 1: Bestandserhebung 

Die vertiefende artenschutzrechtliche Untersuchung beginnt mit einer 
Bestandserhebung im Gelände für diejenigen Arten, deren Betroffen-
heit in der Relevanzprüfung nicht mit hinreichender Gewissheit ausge-
schlossen  werden  konnte.  Untersuchungsumfang  und  -tiefe  richten 
sich nach dem artengruppenspezifisch allgemein anerkannten fachli-
chen Methodenstandard. 

Vertiefende artenschutz-
rechtliche Untersuchung – 
Teil 2: Prüfung  

Die nachfolgende artenschutzrechtliche Beurteilung erfolgt in der Rei-
henfolge der Verbotstatbestände in § 44 BNatSchG. Es wird für die im 
Gebiet  vorkommenden  artenschutzrechtlich  relevanten  Arten/  Arten-
gruppen geprüft, ob durch die Vorhabenswirkungen die Verbotstatbe-
stände des § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten können. 

Begriffsbestimmung Einige zentrale Begriffe des BNatSchG, die in der artenschutzrechtli-
chen Prüfung zur Anwendung kommen, sind vom Gesetzgeber nicht 
abschließend definiert worden. Daher wird eine fachliche Interpretation 
und Definition zur Beurteilung der rechtlichen Konsequenzen notwen-
dig. Die in dem vorliegenden Gutachten verwendeten Begriffe sind in 
Anhang 1 dargestellt. Sie orientieren sich hauptsächlich an den durch 
die Bund/Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege 
und Erholung (LANA, 2009) vorgeschlagenen und diskutierten Defini-
tionen. Für die ausführliche Darstellung wird darauf verwiesen. In An-
hang 2 werden nur einige Auszüge wiedergegeben. 

 
2.2.2 Festlegung der zu berücksichtigenden Arten 

 Neben allen Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, welche die Ar-
tengruppen der Säugetiere, Reptilien, Amphibien, Schmetterlinge, Kä-
fer, Libellen, Fische und Pflanzen umfasst, sind gemäß der Richtlinie 
über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (Richtlinie 
79/409/EWG) alle in Europa natürlicherweise vorkommenden Vogelar-
ten geschützt.  

Im Rahmen der meisten Planungen kann ein Großteil der Anhang IV-
Arten der FFH-Richtlinie bereits im Vorfeld ausgeschlossen werden (s. 
Kap. 5.2). Hinsichtlich der Vögel hat sich in der Gutachterpraxis ge-
zeigt, dass es notwendig ist, Differenzierungen vorzunehmen. Unter-
schieden werden planungsrelevante Arten und „Allerweltsarten“.  

Nicht zu berücksichtigende 
Vogelarten 

„Allerweltsarten“, d.h. Arten die weit verbreitet und  anpassungsfähig 
sind und die landesweit einen günstigen Erhaltungszustand aufweisen, 
werden  in  der  artenschutzrechtlichen  Prüfung  i.d.R.  nicht  näher  be-
trachtet. Bei diesen Arten kann im Regelfall davon ausgegangen wer-
den, dass bei vorhabenbedingten Beeinträchtigungen nicht gegen die 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG verstoßen 
wird: 

•  Hinsichtlich des Lebensstättenschutzes im Sinne des § 44 Abs. 1 
Nr.  3,  Abs.  5  BNatSchG  ist  für  diese  Arten  im  Regelfall  davon 
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auszugehen, dass die ökologische Funktion der von einem Vorha-
ben  betroffenen  Fortpflanzungs-  und  Ruhestätten  im  räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

Abweichend von dieser Regelannahme sind aber Lebensraumver-
luste im Siedlungsbereich im Einzelfall kritischer zu beurteilen, da 
die  Ausweichmöglichkeiten  in  einer  dicht  bebauten  Umgebung 
möglicherweise geringer sind.  

•  Hinsichtlich des Störungsverbotes (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
kann für diese Arten auf Grund ihrer Häufigkeit grundsätzlich aus-
geschlossen werden, dass sich der Erhaltungszustand der lokalen 
Population verschlechtert. 

Wenn im Einzelfall eine größere Anzahl von Individuen oder Brutpaa-
ren einer weitverbreiteten und anpassungsfähigen Art von einem Vor-
haben betroffen sein kann, ist diese Art in die vertiefende artenschutz-
rechtliche Prüfung einzubeziehen. 

Regelmäßig zu berücksichtigen ist bei diesen Arten das Tötungs- und 
Verletzungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 5 Nr. 1 BNatSchG), indem 
geeignete Vermeidungsmaßnahmen zu treffen sind. 

Regelmäßig zu berücksichti-
gende Vogelarten 

Als  planungsrelevante  Vogelarten  werden  in  der  artenschutzrechtli-
chen Prüfung regelmäßig diejenigen Arten berücksichtigt, die folgen-
den Kriterien entsprechen: 

•  Rote-Liste-Arten Deutschland (veröff. 2021, Stand 2020) und Ba-
den-Württemberg (veröff. 2022, Stand 2019) einschließlich RL-Sta-
tus "V" (Arten der Vorwarnliste) 

•  Arten nach Anhang I der Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL) 

•  Zugvogelarten nach Art. 4 Abs. 2 VS-RL 

•  Streng  geschützt  nach  der  Bundesartenschutzverordnung  (BArt-
SchVO) 

•  Koloniebrüter 
 
 

3. Lebensraumstrukturen im Untersuchungsgebiet 

Habitatpotenzialanalyse Um zu erfassen, welches Potenzial an Lebensraumstrukturen (Habi-
tatstrukturen) im Plangebiet besteht, wurde am 29.03.2023 eine Bege-
hung durchgeführt (siehe auch Fotodokumentation im Anhang). Dabei 
wurden folgende Habitatstrukturen festgestellt: 

•  Asphaltierte Fläche in gekippter L-Form (ca. 700 m²) und Treppe 
mit dichter, niedriger Hecke 

•  Wiese mit Einzelbäumen (Ahorn, Streuobst) 

•  Baumreihe mit Birken entlang der Jakob-Degen-Straße im Westen 
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4. Wirkfaktoren des Vorhabens und Vermeidungsmaßnah-
men 

Darstellung des Vorhabens Die Stadt Schorndorf plant die Errichtung einer Heizzentrale auf einer 
asphaltierten Fläche auf dem Gelände eines Schulkomplexes.  

Relevante Vorhabenbe-
standteile 

Das geplante Vorhaben ist auf diejenigen Vorhabenbestandteile hin zu 
untersuchen,  die  eine  nachteilige  Auswirkung  auf  Arten  oder  Arten-
gruppen haben können. Aus der Palette aller denkbaren Wirkfaktoren 
(in Anlehnung an LAMBRECHT & TRAUTNER 2007) erfolgt eine Aus-
wahl der bei diesem Vorhaben relevanten Wirkfaktoren: 

Baubedingte Wirkfaktoren •  Baubedingte  Inanspruchnahme  funktional  bedeutender  Lebens-
raumbestandteile (Abschieben von Vegetation, ggf. Rodung) 

•  Abgrabungen,  Aufschüttungen,  Bodenverdichtung  in  noch  nicht 
überbauten / versiegelten Bereichen des Plangebietes 

•  Störungen durch Lärm, Licht und menschliche Anwesenheit 

•  Stoffliche Einwirkungen (Schadstoffe, Staub, Geruch) 

Anlagenbedingte Wirkfakto-
ren 

•  Direkte Veränderung von Vegetations- / Biotopstrukturen 

Betriebsbedingte Wirkfakto-
ren 

•  Störungen durch Lärm, Licht und menschliche Anwesenheit 

•  Zunahme von Emissionen 

 
 

5. Relevanzprüfung 

5.1 Europäische Vogelarten 

Weitverbreitete und anpas-
sungsfähige Vogelarten 

Aufgrund der Habitatstrukturen (s. Kap. 3) sind als Brutvögel im Plan-
gebiet und dessen nahem Umfeld lediglich weitverbreitete und anpas-
sungsfähige Vogelarten zu erwarten. Typische Vertreter dieser Arten-
gruppe, die sich während der Vorortbegehung im Plangebiet aufgehal-
ten haben, sind: Buchfink (Fringilla coelebs), Kohlmeise (Parus major), 
Blaumeise (Parus caeruleus), Sumpfmeise (Parus palustris), Zilpzalp 
(Phylloscopus  collybita),  Stieglitz  (Carduelis  carduelis)  und  Grünfink 
(Carduelis chloris). Weitere Vertreter, die in diesem Lebensraum vor-
kommen können, ist u. a. die Amsel (Turdus merula).  

Eine Verletzung oder Tötung dieser Vögel im Rahmen der Fällarbeiten 
ist auszuschließen, da das Fällen während der Zeit des Brütens und 
der Jungenaufzucht aufgrund des gesetzlich vorgegebenen Rodungs-
zeitraums vom 1. März bis 30. September ausgeschlossen ist (§ 39 
Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG). Außerhalb dieses Zeitraums wird das Flucht-
verhalten der Tiere dazu führen, dass eine Verletzung oder Tötung der 
Vögel nicht eintritt. 

Gemäß den Erläuterungen in Kap. 2.2.2 werden bei diesen Arten die 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr.2 und 3 BNatSchG mit hinrei-
chender Sicherheit nicht eintreten; daher erfolgt für diese Arten keine 
weitere Prüfung. 
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Planungsrelevante  
Vogelarten 

Die Bäume im Umkreis der asphaltierten Fläche weisen keine Baum-
höhlen auf, die für Höhlenbrüter interessant sein könnten. Weitere Le-
bensstätten  planungsrelevanter  Arten  des  Siedlungsbereiches,  z.  B. 
geeignete Hausdächer oder Hecken für Haussperlinge, sind nicht vor-
handen. 

→  Eine vertiefte Untersuchung der Artengruppe Brutvögel ist nicht er-
forderlich. 

 

5.2 Arten der FFH-Richtlinie Anhang IV 

 In Baden-Württemberg kommen aktuell rund 76 der im Anhang IV der 
FFH-Richtlinie (FFH-RL) aufgeführten Tier- und Pflanzenarten vor. Ein 
Vorkommen im Plangebiet kann für einige Artengruppen aufgrund feh-
lender Lebensräume ohne detaillierte Untersuchung ausgeschlossen 
werden, z. B. für die der Amphibien, Fische, Libellen, Schmetterlinge, 
Käfer und Weichtiere. Für die übrigen Artengruppen gelten folgende 
Überlegungen: 

Säugetiere Von den im Anhang IV aufgeführten Säugetierarten erscheint für das 
Plangebiet aufgrund der Habitatstrukturen allenfalls das Vorkommen 
von Fledermäusen möglich. Geeignete Tagesquartiere für kleine Fle-
dermausarten konnten entlang der Baumreihe am großen Sportplatz 
östlich  der  asphaltierten  Fläche  oder  unter  der  Traufe  des  kleinen 
Schulgebäudes nördlich entdeckt werden. Beide Strukturen befinden 
sich außerhalb der vorläufig gesetzten Abgrenzung des Plangebietes. 
Ein Abriss des Gebäudes und eine Fällung der Baumreihe entlang des 
Sportplatzes sind nicht vorgesehen. 

→  Eine vertiefte Untersuchung auf Vorkommen von Fledermausarten 
ist nicht erforderlich. 

Reptilien Ein Vorkommen von Reptilien, insbesondere der Zauneidechse (La-
certa  agilis),  konnte  während  der  Begehung  am  29.03.2023  ausge-
schlossen  werden.  Es  fehlen  Versteckmöglichkeiten  und  Sonnen-
plätze sowie trockene und sandige Teilbereiche mit grabbaren Subs-
traten, die für die Eiablage notwendig sind. Weiterhin fehlen magere 
Lebensräume mit Insektenvorkommen als Nahrungsrevier.  

→  Eine vertiefte Untersuchung dieser Artengruppe ist nicht erforder-
lich. 

Pflanzen Es gibt keine Hinweise auf Vorkommen von Pflanzen des Anhang IV 
der  FFH-Richtlinie  im  Plangebiet,  zudem  fehlen  geeignete  Lebens-
räume.  

→  Weitergehende Untersuchungen dieser Artengruppe sind nicht er-
forderlich. 
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6. Zusammenfassung 

Anlass Die Stadt Schorndorf plant den Bau einer Heizzentrale auf dem Flur-
stück 1439. Um Eingriffe in Fläche und Natur möglichst gering zu hal-
ten, beschränkt sich die Planung größtenteils auf eine bereits asphal-
tierte Fläche. 

Planungsrelevante Arten Für  die  artenschutzrechtliche  Relevanzprüfung  fand  am  29.03.2023 
eine Begehung des Plangebiets statt, um das Habitatpotenzial für pla-
nungsrelevante Arten zu erfassen. Aufgrund der Ergebnisse der Bege-
hung und der vorhandenen Habitatstrukturen sind keine Vorkommen 
artenschutzrechtlich relevanter Tierarten zu erwarten.  

Die  Bäume  auf  der  Wiese  ringsum  die  asphaltierte  Fläche  weisen 
keine Baumhöhlen auf. Auch sonst befinden sich keine geeignete Fort-
pflanzungsstätten  planungsrelevanter  Brutvogelarten  im  Plangebiet. 
Mögliche Vorkommen von Fledermäusen beschränken sich auf Struk-
turen, die außerhalb der vorläufig gesetzten Grenzen des Plangebiets 
liegen. Für andere Artengruppen (z. B. Amphibien, Reptilien, Libellen, 
Weichtiere, Pflanzen) fehlen geeignete Habitatstrukturen, so dass für 
diese Arten kein vertiefender Untersuchungsbedarf besteht.  

Fazit Entsprechend der Ergebnisse der Relevanzprüfung kann das Eintreten 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände unter Berücksichtigung ge-
setzlich  vorgegebener  Vermeidungsmaßnahmen  (Rodungszeitraum 
gemäß § 39 BNatSchG Abs. 5 Nr. 2, vgl. Kap. 5.1) mit hinreichender 
Sicherheit ausgeschlossen werden.  

Weitere Vermeidungsmaßnahmen  und  / oder vorgezogene  Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) werden nicht erforderlich, um 
das Eintreten von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
verhindern. 
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Anhang  

Begriffsbestimmungen 

 

Europäisch geschützte Arten: Zu den europäisch geschützten Arten gehören alle heimischen europäi-
schen Vogelarten sowie alle Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie. Für die nachfolgende Beurteilung 
sind demnach alle europäischen Vogelarten sowie (potenzielle) Vorkommen der Arten des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie zu beachten. Diese sind einer Auflistung der LUBW (2008) entnommen. 

 

Erhebliche Störung: Eine Störung liegt nach LAUFER (2014) vor, wenn Tiere aufgrund einer unmittelbaren 
Handlung ein unnatürliches Verhalten zeigen oder aufgrund von Beunruhigungen oder Scheuchwirkun-
gen, z. B. infolge von Bewegungen, Licht, Wärme, Erschütterungen, häufige Anwesenheit von Menschen, 
Tieren oder Baumaschinen, Umsiedeln von Tieren, Einbringen von Individuen in eine fremde Population 
oder aber auch durch Zerschneidungs-, Trenn- und Barrierewirkungen. 

Eine erhebliche Störung (und somit der Verbotstatbestand) liegt aber gem. §44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 
nur dann vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population verschlechtert. 

 

Fortpflanzungsstätte: Alle Orte im Gesamtlebensraum eines Tieres, die im Verlauf des Fortpflanzungsge-
schehens benötigt werden. Fortpflanzungsstätten sind z. B. Balzplätze, Paarungsgebiete, Neststandorte, 
Brutplätze oder -kolonien, Wurfbaue oder -plätze, Eiablage-, Verpuppungs- und Schlupfplätze oder Are-
ale, die von Larven oder Jungen genutzt werden. 

 

Ruhestätte: Alle Orte, die ein Tier regelmäßig zum Ruhen oder Schlafen aufsucht oder an die es sich zu 
Zeiten längerer Inaktivität zurückzieht. Als Ruhestätten gelten, z. B. Schlaf-, Mauser- und Rastplätze, Son-
nenplätze, Schlafbaue oder -nester, Verstecke und Schutzbauten sowie Sommer- und Winterquartiere. 

 

Lokale Population: Nach den Hinweisen der LANA (2009) ist eine lokale Population definiert als Gruppe 
von Individuen einer Art, die eine Fortpflanzungs- oder Überdauerungsgemeinschaft bilden und einen zu-
sammenhängenden Lebensraum gemeinsam bewohnen. Im Allgemeinen sind Fortpflanzungsinteraktio-
nen oder andere Verhaltensbeziehungen zwischen diesen Individuen häufiger als zwischen ihnen und Mit-
gliedern anderer lokaler Populationen derselben Art. 

Hinsichtlich der Abgrenzung von lokalen Populationen wird auf die Hinweise der LANA (2009) verwiesen, 
in welchen lokale Populationen „anhand pragmatischer Kriterien als lokale Bestände in einem störungsre-
levanten Zusammenhang" definiert sind. Dies ist für Arten mit klar umgrenzten, kleinräumigen Aktionsräu-
men praktikabel. Für Arten mit einer flächigen Verbreitung, z. B. Feldlerche, sowie bei revierbildenden Ar-
ten mit großen Aktionsräumen, z. B. Rotmilan, ist eine Abgrenzung der lokalen Population mitunter nicht 
möglich. 

Daher wird vom MLR (2009) empfohlen, als Abgrenzungskriterium für die Betrachtung lokaler Populatio-
nen solcher Arten auf die Naturräume 4. Ordnung abzustellen. Wenn ein Vorhaben auf zwei (oder meh-
rere) benachbarte Naturräume 4. Ordnung einwirken kann, sollten beide (alle) betroffenen Naturräume 4. 
Ordnung als Bezugsraum für die "lokale Population" der beeinträchtigten Art betrachtet werden. 

 

Bewertung des Erhaltungszustandes: 

Europäische Vogelarten 

Das MLR (2009) empfiehlt zur Beurteilung des Erhaltungszustands auf die Rote Liste und kommentiertes 
Verzeichnis der Brutvogelarten in Baden-Württemberg (Bauer et al. 2016) zurückzugreifen, solange keine 
offizielle Einstufung des Erhaltungszustandes vorliegt. Bei einer Einstufung in einer RL-Gefährdungskate-
gorie zwischen 0 und 3 sowie bei Arten der Vorwarnliste ist von einem ungünstigen Erhaltungszustand 
auszugehen. Sonstige Vogelarten sind bis zum Vorliegen gegenteiliger Erkenntnisse als „günstig" einzu-
stufen.“ Dieser Empfehlung wird gefolgt. 

Arten des Anhang IV FFH-Richtlinie 

Die Informationen über die aktuellen Erhaltungszustände der Arten des Anhang IV der FFH-RL in Baden-
Württemberg sind der LUBW-Aufstellung aus dem Jahre 2013 entnommen. 
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Fotodokumentation (faktorgruen, 29.03.2023) 

 
Blick nach Norden auf die asphaltierte Fläche und umgebende 
Wiese 

 
Blick  nach  Nordosten  auf  die  Begleitvegetation  der  Treppe  
(niedrige Hecke) nahe der asphaltierten Fläche 

 
Baumreihe entlang des Sportplatzes mit Quartierpotenzial für 
Fledermäuse  in  Astabbrüchen,  außerhalb  des  Plangebietes 
(sollten erhalten bleiben) 

 
Wiese mit Bäumen bestanden mit Blick nach Nordwesten 
(Ahorn, Birke mit Nest) 

 
Wiese mit Bäumen bestanden mit Blick nach Westen (Ahorn, 
Streuobst) 

 
Baumreihe mit Birken entlang der Jakob-Degen-Straße  
(Blick nach Norden) 
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